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§ 1 

Gegenstand und Zweck des 

Eigenbetriebes 
 
(1) Die Einrichtung zur Wasserversorgung 

der Stadt wird als Eigenbetrieb nach dem 
Eigenbetriebsgesetz und den Bestimmun-
gen dieser Satzung geführt. 

 
(2) Zweck des Eigenbetriebes ist es, die Ver-

sorgung im Stadtgebiet mit Frischwasser 
sowie mit Wasser für öffentliche Zwecke 
sicherzustellen. Der Eigenbetrieb kann al-
le seinen Betriebszweck fördernde und ihn 
wirtschaftlich berührende Hilfs- und Ne-
bengeschäfte betreiben. 

 
(3) Der Eigenbetrieb verfolgt keine Gewinner-

zielungsabsicht. 
 
 

§ 2 

Name des Eigenbetriebes 
 
Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung „Was-
serwerk Hofgeismar“. 
 
 

§ 3 

Stammkapital 
 
Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 
€ 1.533.876,00. 
 
 

§ 4 

Betriebsleitung 
 
(1) Die Betriebsleitung besteht aus 2 Be-

triebsleitern. 
 
(2) Der Magistrat bestellt einen der Betriebs-

leiter zum Ersten Betriebsleiter und einen 
weiteren für den technischen Bereich. 

 
(3) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 

des Ersten Betriebsleiters den Ausschlag. 
 

(4) Der Magistrat regelt mit Zustimmung der 
Betriebskommission die Geschäftsvertei-
lung durch eine Geschäftsordnung. 

 
 

§ 5 

Vertretung des Eigenbetriebes 
 
(1) Die Betriebsleitung vertritt die Stadt in den 

Angelegenheiten des Eigenbetriebes, die 
nach den Bestimmungen dieser Satzung 
nicht der Entscheidung der Stadtverordne-
tenversammlung obliegen. 

 
(2) Die Vertretung erfolgt durch die zwei Be-

triebsleiter gemeinschaftlich. 
 
(3) Erklärungen in Angelegenheiten des Ei-

genbetriebes, durch die die Stadt ver-
pflichtet werden soll, bedürfen der Schrift-
form; im Rahmen der laufenden Betriebs-
führung werden sie von der Betriebslei-
tung abgegeben. Im Übrigen sind sie nur 
rechtsverbindlich, wenn sie vom Bürger-
meister oder seinem allgemeinen Vertre-
ter sowie von einem weiteren Mitglied des 
Magistrats handschriftlich unterzeichnet 
und mit dem Dienstsiegel der Stadt ver-
sehen sind (§ 71 HGO). Auf die Vorschrift 
des § 3 Abs. 4 EigBGes wird besonders 
verwiesen.  

 
(4) Im Rahmen der laufenden Betriebsfüh-

rung kann die Betriebsleitung alle Be-
triebsleiter oder auch besondere Betriebs-
angehörige zur Vornahme bestimmter 
Geschäfte oder bestimmter Arten von Ge-
schäften in der Form des vorstehenden 
Abs. 2 Satz 1 ermächtigen. 

 
(5) Die Namen der Vetretungsberechtigten 

und der Umfang ihrer allgemeinen Vertre-
tungsbefugnisse werden durch den Ma-
gistrat öffentlich bekannt gegeben. 

 
(6) Die Vertretungsberechtigten unterzeich-

nen unter dem Namen des Eigenbetrie-
bes. 

 

 
    
                     Eigenbetriebssatzung 
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(7) Bei Erklärungen Dritter in Angelegenhei-
ten des Eigenbetriebes gegenüber der 
Stadt genügt die Abgabe gegenüber der 
Betriebsleitung. 

 
 

§ 6 

Allgemeine Aufgaben der 

Betriebsleitung 
 
(1) Die Betriebsleitung leitet den Eigenbetrieb 

aufgrund der Beschlüsse der Stadtverord-
netenversammlung und der Betriebs-
kommission in eigener Zuständigkeit und 
Verantwortung, soweit nicht durch die 
Hessische Gemeindeordnung, das Eigen-
betriebsgesetz oder die Satzung etwas 
anderes bestimmt ist. Ihr obliegt insbe-
sondere die laufende Betriebsführung, die 
Aufstellung des Wirtschaftsplans, des 
Jahresabschlusses, des Anlagenachwei-
ses, der Erfolgsübersicht und des Lagebe-
richts sowie die Zwischenberichterstat-
tung. Sie hat den Eigenbetrieb wirtschaft-
lich und sparsam zu führen. 

 
(2) Die Betriebsleitung hat die Betriebskom-

mission über alle wichtigen Angelegenhei-
ten des Eigenbetriebes rechtzeitig zu un-
terrichten. Dem Magistrat hat sie den 
Entwurf des Wirtschaftsplans, des Jah-
resabschlusses, des Anlagenachweises, 
des Lageberichts und der Erfolgsüber-
sicht, die vierteljährlichen Zwischenberich-
te, die Ergebnisse der Betriebsstatistik 
sowie etwaige bedeutsame Kostenrech-
nungen des Eigenbetriebes zur Kenntnis 
zu bringen; es kann von der Betriebslei-
tung die Erteilung aller sonstigen für die 
Finanzwirtschaft der Stadt wesentlichen 
Auskünfte verlangt werden. 

 
 

§ 7 

Betriebskommission 
 
(1) Der Betriebskommission gehören an: 
 

1. Vier Mitglieder der Stadtverordneten-
versammlung, die von dieser für die 
Dauer ihrer Wahlzeit aus ihrer Mitte zu 
wählen sind. 

 
 
2. kraft ihres Amtes 

 
a) der Bürgermeister oder in seiner Ver-

tretung ein von ihm zu bestimmendes 
Mitglied des Magistrats 

 
b) 2 weitere Mitglieder des Magistrats, die 

von diesem zu benennen sind. 

 
3. Zwei Mitglieder des Personalrates, die 

auf dessen Vorschlag von der Stadt-
verordnetenversammlung nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl für die 
Dauer der Wahlzeit des Personalrates 
zu wählen sind. 

 
(2) Der Betriebskommission gehören weiter 

drei wirtschaftlich oder technisch beson-
ders erfahrene Personen an, die von der 
Stadtverordnetenversammlung nach den 
Grundsätzen der Mehrheitswahl für die 
Dauer ihrer Wahlzeit zu wählen sind. 

 
(3) Die Mitglieder der Betriebskommission 

können sich vertreten lassen. Die Vertre-
ter sind nach den Vorschriften zu wählen 
oder zu berufen, die für die Wahl oder Be-
rufung der Mitglieder der Betriebskom-
mission gelten. 

 
(4) Die gewählten Mitglieder der Betriebs-

kommission bleiben nach Ablauf ihrer 
Wahlzeit solange Mitglieder der Betriebs-
kommission, bis ihre Nachfolger berufen 
worden sind. 

 
(5) Den Vorsitz in der Betriebskommission 

führt der Bürgermeister oder ein von ihm 
bestimmter Vertreter. An den Sitzungen 
der Betriebskommission nimmt die Be-
triebsleitung teil. Sie ist auf Verlangen zu 
dem Gegenstand der Verhandlungen zu 
hören. Sie ist verpflichtet, der Betriebs-
kommission auf Anforderung Auskünfte 
zu den Beratungsgegenständen zu ertei-
len. 

 
 

§ 8 

Aufgaben der Betriebskommission 
 
(1) Die Betriebskommission überwacht die 

Betriebsleitung und bereitet die nach die-
sem Gesetz erforderlichen Beschlüsse 
der Stadtverordnetenversammlung vor. 

 
(2) Die Betriebskommission hat einer Maß-

nahme der Betriebsleitung zu widerspre-
chen, wenn sie das Recht verletzt oder 
das Wohl der Stadt oder des Eigenbetrie-
bes gefährdet. Der Widerspruch hat auf-
schiebende Wirkung. Über die strittige 
Angelegenheit entscheidet der Magistrat. 

 
(3) Die Betriebskommission ist unbeschadet 

der Bestimmung in Abs. 1 für folgende 
Angelegenheiten zuständig, soweit sie 
nicht zu den Geschäften der laufenden 
Betriebsführung gehören: 

 



Seite 3 

1. Stellungnahme zum Wirtschaftsplan 
und Vorlage an den Magistrat zur Wei-
terleitung an die Stadtverordnetenver-
sammlung; 

 
2. Stellungnahme zu den Vorschlägen 

der Betriebsleitung für die Festsetzung 
der allgemeinen Lieferbedingungen 
und der allgemeinen Tarife; 

 
3. Genehmigung von Geschäften aller Art 

im Rahmen des Wirtschaftsplanes, de-
ren Wert € 16.000,00 übersteigt; 

 
4. Verfügung über Vermögensgegen-

stände, die zum Sondervermögen (§ 
10 Abs. 1 EigBGes) gehören bis zum 
Betrag von € 30.000,00 im Einzelfall; 
darüber hinaus und über Erwerb, Ver-
äußerung und Belastung von Grund-
stücken, Schenkung und Darlehens-
hingaben hat die Stadtverordnetenver-
sammlung zu beschließen; 

 
5. Stellungnahme zum Jahresabschluss, 

zum Lagebericht und zum Vorschlag 
für die Gewinnverwendung; 

 
6. Stellungnahme zur Einstellung, Beför-

derung und Entlassung von Beamten 
und leitenden Angestellten; 

 
7. Vorschlag für den Prüfer für den Jah-

resabschluss; 
 

8. Entscheidung über die Führung eines 
Rechtsstreites und den Abschluss von 
Vergleichen; 

 
9. Zustimmung zu Verträgen, insbeson-

dere über den Bezug von Energie und 
Wasser durch den Eigenbetrieb; 

 
10. Verzicht auf Forderungen und Stun-

dung von Zahlungsverpflichtungen 
nach Maßgabe der Betriebssatzung. 

 
11. Die Punkte 8., 9. und 10. bedürfen der 

Zustimmung des Magistrats. 
 
(4) Durch Änderung der Betriebssatzung 

kann die Stadtverordnetenversammlung 
der Betriebskommission zusätzliche An-
gelegenheiten übertragen. Die in der Sat-
zung festgelegten Rechte der Stadtver-
ordnetenversammlung oder des Magist-
rats dürfen jedoch dadurch nicht ge-
schmälert werden. 

 
(5) Die Betriebskommission hat den Magistrat 

über alle wichtigen Angelegenheiten des 
Eigenbetriebes rechtzeitig zu unterrichten 

und ihm auf Verlangen Auskunft zu ertei-
len. 

 
(6) In den Abs. 3 genannten Angelegenheiten 

kann die Betriebsleitung in dringenden 
Fällen, wenn die vorherige Entscheidung 
der Betriebskommission nicht eingeholt 
werden kann, die erforderlichen Maßnah-
men von sich aus anordnen. Hiervon hat 
sie dem Vorsitzenden der Betriebskom-
mission unverzüglich Kenntnis zu geben. 

 
 

§ 9 

Aufgaben des Magistrats 
 
(1) Der Magistrat sorgt dafür, dass die Ver-

waltung und Wirtschaftführung des Eigen-
betriebs mit den Planungen und Zielen der 
Stadtverwaltung in Einklang stehen. Erfüllt 
die Betriebskommission eine ihr durch das 
Eigenbetriebsgesetz oder die Betriebssat-
zung zugewiesene Aufgabe nicht, so for-
dert sie der Magistrat unter Bestimmung 
einer angemessenen Frist zur Erfüllung 
der Aufgabe auf; nach ergebnislosem Ab-
lauf der Frist übernimmt der Magistrat die 
Aufgabe und entscheidet anstelle der Be-
triebskommission. 

 
(2) Der Magistrat hat einen Beschluss der 

Betriebskommission nach Anhörung der 
Betriebskommission aufzuheben, wenn 
dieser das Recht verletzt; er kann ihn än-
dern, soweit er gegen die Planungen und 
Ziele der Stadtverwaltung verstößt. 

 
(3) Der Magistrat regelt das Verfahren und 

den Geschäftsgang der Betriebskommis-
sion durch eine Geschäftsordnung. 

 
 

§ 10 

Aufgaben der 

Stadtverordnetenversammlung 
 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung als 

das oberste Organ der Stadt hat insbe-
sondere nach Maßgabe der §§ 127 und 
127 a HGO über alle Grundsätze zu ent-
scheiden, nach denen die Eigenbetriebe 
der Stadt gestaltet und wirtschaftlich gelei-
tet werden sollen. Auf die ihr nach den 
Bestimmungen des Eigenbetriebsgeset-
zes und dieser Betriebssatzung zustehen-
den Entscheidung darf sie nicht verzich-
ten. 

 
(2) Sie ist insbesondere zuständig für: 
 

1. Erlass und Änderung der Betriebssat-
zung; 
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2. wesentliche Aus- und Umgestaltung 

oder Auflösung des Eigenbetriebes; 
 

3. Verschmelzung mit anderen Eigenbe-
trieben oder Umwandlung in eine an-
dere Rechtsform; 

 
4. Beschlussfassung über den Wirt-

schaftsplan nach § 15 EigBGes; 
 

5. Festsetzung der allgemeinen Liefe-
rungsbedingungen und der allgemei-
nen Tarife; 

 
6. Zustimmung zu erfolgsgefährdenden 

Mehraufwendungen und zu Mehraus-
gaben nach Maßgabe des § 16 Abs. 3 
und § 17 Abs. 8 EigBGes; 

 
7. Verfügung über Vermögensgegen-

stände, die zum Sondervermögen (§10 
Abs. 1 EigBGes) gehören, soweit sie 
der Stadtverordnetenversammlung 
durch die Betriebssatzung besonders 
zugewiesen ist; 

 
8. Entscheidung über die Verminderung 

des Eigenkapitals gemäß § 11 Abs. 4 
EigBGes; 

 
9. Übernahme von neuen Aufgaben, ins-

besondere Angliederung sonstiger Un-
ternehmen und Einrichtungen der 
Stadt, die nicht als wirtschaftliche Un-
ternehmen gelten, jedoch wirtschaftlich 
oder technisch mit dem Eigenbetrieb 
im Zusammenhang stehen; 

 
10. Aufnahme von Krediten, Übernahme 

von Bürgschaften und Bestellung an-
derer Sicherheiten; 

 
11. Feststellung des Jahresabschlusses 

und Beschlussfassung über die Ver-
wendung des Jahresgewinns oder die 
Behandlung des Jahresverlustes sowie 
über den Ausgleich von Verlustvorträ-
gen; 

 
12. Genehmigungen der Verträge der 

Stadt Hofgeismar mit Mitgliedern der 
Betriebskommission und deren Stell-
vertretern oder den Betriebsleitern 
nach Maßgabe des § 3 Abs. 6 und des 
§ 6 Abs. 9 EigBGes; 

 
13. Bestellung des Prüfers für den Jahres-

abschluss; 
 
 
 

(3) Soweit es sich nicht um Geschäfte der 
laufenden Betriebsführung oder um eine 
Zuständigkeit der Betriebskommission 
nach § 8 dieser Satzung handelt, kann 
sich die Stadtverordnetenversammlung 
durch Änderung der Betriebssatzung wei-
tere Angelegenheiten zur eigenen Ent-
scheidung vorbehalten. 

 
 

§ 11 

Personalangelegenheiten 
 
(1)  Die Betriebsleiter und die beim Eigenbe-

trieb beschäftigten Bediensteten werden 
unbeschadet des Abs. 2 nach Anhörung 
der Betriebskommission vom Magistrat 
als Bedienstete der Stadt eingestellt, an-
gestellt, befördert und entlassen. 

 
(2)  Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter 

aller Bediensteten des Eigenbetriebes. 
 
 

§ 12 

Kassen- und Kreditwirtschaft 
 
Die für den Eigenbetrieb einzurichtende Son-
derkasse wird mit der Stadtkasse verbunden. 
Die Vorschriften der §§ 117 HGO, 12 EigBGes 
sind besonders zu beachten. 
 
 

§ 13 

Wirtschaftsjahr 
 
Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes ist das 
Haushaltsjahr der Stadt. 
 
 

§ 14 

Rechenschaft 
 
(1) Die Betriebsleitung hat den Jahresab-

schluss, den Anlagennachweis, die Er-
folgsübersicht und den Lagebericht bis 
zum Ablauf von 6 Monaten nach Schluss 
des Wirtschaftsjahres aufzustellen, zu un-
terschreiben und der Betriebskommission 
vorzulegen. 

 
(2) Der festgestellte Jahresabschluss ist mit 

dem Bestätigungsvermerk des Ab-
schlussprüfers in der ortsüblichen Form 
öffentlich bekannt zu machen. 

 
 


